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Bonn, den 10. Mai 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Absdiluß der Entnazifizierung 


Zu dem Beschluß des Bundestages vom 
15. Dezember 1950 teile ich mit; 

Zu Ziffern I und II; 

Der Bundesminister des Innern hat die zustän- 
digen Landesbehörden durch Schreiben vom 
13. Februar 1951 von dem Beschluß des 
Bundestages in Kenntnis gesetzt und unter 
Hinweis auf die derzeitige Rechtslage angeregt, 
„sich die Verwirklichung der in den Empfeh- 
lungen des Bundestages angestrebten Ziele 
angelegen sein zu lassen”. Zugleich hat er um_ 
Mitteilung über die Bereitschaft gebeten, den 
„Länderregierungen und gesetzgebenden Kör- 
perschaften eine diesen Empfehlungen ent- 
sprechende gesetzliche Regelung vorzuschlagen. ” 

Eine Stellungnahme der Länder zu diesen 
Anregungen liegt noch nicht vor. 

Zu Ziffern III, IV und Va : 

Die gewünschten Übersichten und Berichte gehen 
dem Bundestag nach ihrer Erstellung zu. 

Zu Ziffer Vb : 

Die Bundesregierung hat nach eingehender 
Prüfung beschlossen, vorerst von einer über 
das Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 


Angehörige des öffentlichen Dienstes hinaus- 
gehenden, die Wiedergutmachungsgesetze der 
Länder abändernden oder • sie erübrigenden 
Bundesgesetzgebung abzusehen. 

Sie hat sich zu dieser abwartenden Haltung 
entschlossen, nachdem sich die Länder grund- 
sätzlich bereit erklärt hatten, ihre Gesetze auf 
dem Gebiete der Wiedergutmachung zu ver- 
einheitlichen. Die Konferenz der Obersten 
Wiedergutmachungsbehörden ln der Bundes- 
republik, der diese Aufgabe obliegt, hat bereits 
ihre ersten Beschlüsse in dieser Richtung gefaßt. 

Eine Gesetzgebung des Bundes auf dem Gebiet 
der Wiedergutmachung müßte unvermeidlich 
zu einer unterschiedlichen Behandlung der 
bereits nach Länderrecht erledigten Fälle gegen- 
über solchen führen, die aufgrund eines neuen 
Bundesgesetzes abzuwickeln wären. Sie würde 
damit im Ergebnis den Interessen der Geschä- 
digten zuwiderlaufen. Die Bundesregierung 
könnte auch aus diesem Grunde die Vorlage 
eines Bundesgesetzes nur dann vertreten, wenn 
der Ausgleich unter den Ländern wider 
Erwarten nicht gelingen sollte. 

Dr. Adenauer 


Druck: F«t«r Meier. Buiidorf-Siegbu^ 
AUeia-Vertrieb : Dr. Hau Heger, Andamadi, Breite Strafie 30 
und '^esbadeu. Nietzackeitr 1 



